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1 Informationspflichten gem. Art. 13 DSGVO 
 
Stand: 24.03.2024 
 
 

1.1 Name des verantwortlichen Unternehmens 
 
Unternehmen 
Straße 
PLZ Ort 
Telefon 
E-Mail 
Webseite 
 

Unternehmsgruppe Stadtwerke Marburg GmbH  
Am Krekel 55 
35039 Marburg 
(06421) 205-0 
info@swmr.de 
www.stadtwerke-marburg.de 

 
 
 
 

1.2 Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 
 
Datenschutzbeauftragter  
Unternehmen 
 
Straße 
PLZ Ort 
Telefon 
E-Mail 
Webseite 

Herr Jürgen Rosenow  
All-in-Media GmbH 
Gesellschaft für Datenschutz und Datensicherheit  
Markwaldstraße 11  
D-63073 Offenbach am Main 
+49 69 5699922-0 
datenschutz@swmr.de  
www.all-in-media.com 

 
 
 

1.3 Zweckbestimmung der Datenerhebung, Datenverarbe itung oder Datennutzung 
 
Wir verarbeiten für die gesetzliche Vorgaben zum Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) 
personenbezogene Daten i. S. d. Art. 6 Abs. 1 a, b, c, f DSGVO i.V.m. §§ 10 und 16 bis 18 HinSchG. 
Die Bereitstellung von personenbezogenen Daten ist erforderlich, um Meldungen im Rahmen des 
Hinweisgeberschutzgesetzes entgegenzunehmen und zu bearbeiten. 
 
Das Hinweisgebersystem enthält eine Möglichkeit zur anonymen Kommunikation über eine 
verschlüsselte Verbindung. Bei der Nutzung werden Ihre IP-Adresse und Ihr derzeitiger Standort zu 
keinem Zeitpunkt gespeichert. Nach dem Absenden eines Hinweises erhalten Sie Zugangsdaten zum 
Postfach des Hinweisgebersystems, um mit uns weiterhin geschützt kommunizieren zu können. 
 
Zur Sicherstellung des Datenschutzes und der Vertraulichkeit unterhalten wir entsprechende 
technische Maßnahmen. Die von Ihnen zur Verfügung gestellten Daten werden auf einer besonders 
gesicherten Datenbank gespeichert. Sämtliche auf der Datenbank hinterlegten Daten werden nach 
dem aktuellen Stand der Technik verschlüsselt. 
 
Wir weisen darauf hin, dass zur besseren Lesbarkeit folgend öfter das generische Maskulinum 
verwendet werden könnten. Eine Benachteiligung i.S.v. § 1 AGG, gleich welcher Art, von 
Beschäftigten ist damit nicht intendiert. 
 
Die Erhebung, Verarbeitung und Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt nur für die hier 
genannten folgenden Zwecke und Bedingungen: 
 

□ Nach § 26 Abs. 1 Satz 2 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) dürfen personenbezogene 
Daten von Beschäftigten zur Aufklärung von Straftaten verarbeitet werden, wenn zu 
dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass die 
betroffene Person im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen hat, die 
Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwürdige Interesse der oder 
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des Beschäftigten an dem Ausschluss der Verarbeitung nicht überwiegt, insbesondere Art 
und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind. 
 

□ Nach § 10 Satz 2 HinSchG ist die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten durch eine Meldestelle abweichend von Art. 9 Abs. 1 DS-GVO 
zulässig, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Angemessene und 
spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen 
Person sieht § 10 Satz 3 HinSchG vor i.V.m. § 22 Abs. 2 BDSG. 
 

□ Grundsätzlich ist die Nutzung des Hinweisgebersystems – soweit rechtlich zulässig – 
ohne die Angabe personenbezogener Daten möglich. Sie können jedoch im Rahmen des 
Hinweisgeberprozesses freiwillig personenbezogene Daten bekanntgeben, insbesondere 
Angaben zu Ihrer Identität, Vor- und Nachname, Land des Wohnsitzes, Telefonnummer 
oder Emailadresse. 
 

 
 

1.4 Widerspruchsrecht 
 
Diese Einverständniserklärung zur Nutzung und Speicherung ist freiwillig und kann gemäß Art. 21 
Abs. 4 i. V. m. Abs. 1 und 2 DSGVO jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. 
 
Der Widerruf der Einwilligung berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten 
Daten. Die Kontaktdaten zur Übersendung des Widerrufs finden Sie oben bei den Daten des 
Verantwortlichen. 
 
 

1.5 Datenübermittlung an Empfänger 
 
Wir betreiben Meldestellen extern durch die BBH AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Pfeuferstraße 
7, 81373 München, Telefon: +49 (0)89 23 11 64 0 nach nach §§ 16 bis 18 HinSchG. Die 
Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe c DS-GVO i.V.m. §§ 10 und 16 bis 18 HinSchG. 
Nach § 26 Abs. 1 Satz 2 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) dürfen personenbezogene Daten von 
Beschäftigten zur Aufklärung von Straftaten verarbeitet werden, wenn zu dokumentierende 
tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass die betroffene Person im 
Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich ist 
und das schutzwürdige Interesse der oder des Beschäftigten an dem Ausschluss der Verarbeitung 
nicht überwiegt, insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig 
sind. 
 
Der von der BBH AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BBH beauftragte technische Dienstleister, die 
EQS Group AG, für die technische Umsetzung des Hinweisgebersystems, hat aufgrund der 
obligatorischen Verschlüsselung ihrer gemeldeten Daten keine Zugriffsmöglichkeit auf diese.   
 
Eine Offenlegung bzw. Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten kann – im Rahmen der oben 
genannten Zwecke – gegenüber folgenden Kategorien von Empfängern erfolgen: 
 

• Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer oder andere berufsrechtlich zur Verschwiegenheit 
verpflichtete Berufsträger 

• IT-Dienstleister 
 

Darüber hinaus können Informationen über Ihre Identität oder über sonstige Umstände, die 
Rückschlüsse auf Ihre Identität erlauben, an zuständige Stellen weitergegeben werden, wenn wir 
hierzu nach § 9 Abs. 1, 3, 4 HinSchG oder aufgrund anderer rechtlicher Bestimmungen verpflichtet 
sind. Rechtsgrundlage für die Weitergabe ist in diesem Fall Art. 6 Abs. 1 Uabs. 1 lit. c) DS-GVO. 
 
 

1.6 Dauer der Speicherung 
 
Die personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie es für die Erfüllung der Zwecke der 
Datenverarbeitung erforderlich ist. 
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Eine Speicherung kann darüber hinaus erfolgen, wenn dies durch den europäischen oder nationalen 
Gesetzgeber zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen, wie etwa Aufbewahrungspflichten, 
vorgesehen wurde. Anschließend werden sämtliche personenbezogenen Daten gelöscht, gesperrt 
oder anonymisiert. 
Ist die Verarbeitung zur Wahrung eines berechtigten Interesses unseres Unternehmens oder eines 
Dritten erforderlich und überwiegen nicht die Interessen, Grundrechte und Grundfreiheiten des 
Betroffenen das erstgenannte Interesse, so dient Art. 6 Abs. 1 f DSGVO als Rechtsgrundlage für die 
weitere Verarbeitung. 
 
 
 
 

2 Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezo gener Daten 
 
Soweit wir für Verarbeitungsvorgänge personenbezogener Daten eine Einwilligung  der betroffenen 
Person einholen, dient Art. 6 Abs. 1 a  EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) als 
Rechtsgrundlage. 
 
Bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten, die zur Erfüllung eines Vertrages , dessen 
Vertragspartei die betroffene Person ist, erforderlich ist, dient Art. 6 Abs. 1 b  DSGVO als 
Rechtsgrundlage. Dies gilt auch für Verarbeitungsvorgänge, die zur Durchführung vorvertraglicher 
Maßnahmen erforderlich sind. 
 
Soweit eine Verarbeitung personenbezogener Daten zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung  
erforderlich ist, der unser Unternehmen unterliegt, dient Art. 6 Abs. 1 c  DSGVO als Rechtsgrundlage. 
 
Ist die Verarbeitung zur Wahrung eines berechtigten Interesses unseres Unternehmens  oder eines 
Dritten erforderlich und überwiegen die Interessen, Grundrechte und Grundfreiheiten des Betroffenen 
das erstgenannte Interesse nicht, so dient Art. 6 Abs. 1 f  DSGVO als Rechtsgrundlage für die 
Verarbeitung. 
 
 
 

3 Welche Rechte haben Sie? 
 
Werden personenbezogene Daten von Ihnen verarbeitet, sind Sie Betroffener i.S.d. DSGVO und es 
stehen Ihnen folgende Rechte gegenüber dem Verantwortlichen zu: 
 

3.1 Auskunftsrecht 
 
Sie können von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber verlangen, ob personenbezogene 
Daten, die Sie betreffen, von uns verarbeitet werden.  
Liegt eine solche Verarbeitung vor, können Sie von dem Verantwortlichen über folgende 
Informationen Auskunft verlangen: 
 

□ die Zwecke, zu denen die personenbezogenen Daten verarbeitet werden; 
□ die Kategorien von personenbezogenen Daten, welche verarbeitet werden; 
□ die Empfänger bzw. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten offengelegt wurden oder noch offengelegt werden; 
□ die geplante Dauer der Speicherung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten oder, 

falls konkrete Angaben hierzu nicht möglich sind, Kriterien für die Festlegung der 
Speicherdauer; 

□ das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten, eines Rechts auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;  

□ das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde; 
□ alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten, wenn die personenbezogenen 

Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden; 
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Ihnen steht das Recht zu, Auskunft darüber zu verlangen, ob die Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt 
werden. In diesem Zusammenhang können Sie verlangen, über die geeigneten Garantien gem. Art. 
46 DSGVO im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden. 
 
 

3.2 Recht auf Berichtigung  
 
Sie haben ein Recht auf Berichtigung und/oder Vervollständigung gegenüber dem Verantwortlichen, 
sofern die verarbeiteten personenbezogenen Daten, die Sie betreffen, unrichtig oder unvollständig 
sind. Der Verantwortliche hat die Berichtigung unverzüglich vorzunehmen. 
 
 

3.3 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
 
Unter den folgenden Voraussetzungen können Sie die Einschränkung der Verarbeitung der Sie 
betreffenden personenbezogenen Daten verlangen: 
 

□ wenn Sie die Richtigkeit der Sie betreffenden personenbezogenen für eine Dauer bestreiten, 
die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu 
überprüfen; 

□ die Verarbeitung unrechtmäßig ist und Sie die Löschung der personenbezogenen Daten 
ablehnen und stattdessen die Einschränkung der Nutzung der personenbezogenen Daten 
verlangen; 

□ der Verantwortliche die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung nicht 
länger benötigt, Sie diese jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen benötigen, oder 

□ wenn Sie Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß Art. 21 Abs. 1 DSGVO eingelegt haben 
und noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen gegenüber Ihren 
Gründen überwiegen. 

 
Wurde die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten eingeschränkt, dürfen diese 
Daten – von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit Ihrer Einwilligung oder zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte einer anderen 
natürlichen oder juristischen Person oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses der 
Union oder eines Mitgliedstaats verarbeitet werden. 
 
Wurde die Einschränkung der Verarbeitung nach den o.g. Voraussetzungen eingeschränkt, werden 
Sie von dem Verantwortlichen unterrichtet bevor die Einschränkung aufgehoben wird. 
 
 

3.4 Recht auf Löschung 
 

3.4.1 Löschungspflicht 
 
Sie können von dem Verantwortlichen verlangen, dass die Sie betreffenden personenbezogenen 
Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwortliche ist verpflichtet, diese Daten 
unverzüglich zu löschen, sofern einer der folgenden Gründe zutrifft: 
 

□ Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder 
auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig. 

□ Sie widerrufen Ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gem. Art. 6 Abs. 1 a oder Art. 9 
Abs. 2 a DSGVO stützte, und es fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die 
Verarbeitung.  

□ Sie legen gem. Art. 21 Abs. 1 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung ein und es liegen 
keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder Sie legen gem. Art. 21 
Abs. 2 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung ein.  

□ Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet.  
□ Die Löschung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer 

rechtlichen Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten 
erforderlich, dem der Verantwortliche unterliegt.  
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□ Die Sie betreffenden personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste 
der Informationsgesellschaft gemäß Art. 8 Abs. 1 DSGVO erhoben. 

 
 

3.4.2 Löschung von Informationen bei Dritten 
 
Hat der Verantwortliche die Sie betreffenden personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er 
gem. Art. 17 Abs. 1 DSGVO zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der 
verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch 
technischer Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personenbezogenen Daten 
verarbeiten, darüber zu informieren, dass Sie als betroffene Person von ihnen die Löschung aller 
Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien oder Replikationen dieser 
personenbezogenen Daten verlangt haben.  
 
 

3.4.3 Ausnahmen bei Löschungen 
 
Das Recht auf Löschung besteht nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist 
 

□ zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information; 
□ zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach dem Recht der Union 

oder der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur 
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher 
Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde; 

□ aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß Art. 9 
Abs. 2 h und i sowie Art. 9 Abs. 3 DSGVO; 

□ für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische 
Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gem. Art. 89 Abs. 1 DSGVO, soweit das 
unter Abschnitt a) genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser 
Verarbeitung unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder 

□ zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 
 
 

3.5 Recht auf Unterrichtung 
 
Haben Sie das Recht auf Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung gegenüber 
dem Verantwortlichen geltend gemacht, ist dieser verpflichtet, allen Empfängern, denen die Sie 
betreffenden personenbezogenen Daten offengelegt wurden, diese Berichtigung oder Löschung der 
Daten oder Einschränkung der Verarbeitung mitzuteilen, es sei denn, dies erweist sich als unmöglich 
oder ist mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden. 
 
Ihnen steht gegenüber dem Verantwortlichen das Recht zu, über diese Empfänger unterrichtet zu 
werden. 
 
 

3.6 Recht auf Datenübertragbarkeit 
 
Sie haben das Recht, die Sie betreffenden personenbezogenen Daten, die Sie dem Verantwortlichen 
bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten. 
Außerdem haben Sie das Recht diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Behinderung 
durch den Verantwortlichen, dem die personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermitteln, 
sofern 
 

□ die Verarbeitung auf einer Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 a DSGVO oder Art. 9 Abs. 2 a 
DSGVO oder auf einem Vertrag gem. Art. 6 Abs. 1 b DSGVO beruht und 

□ die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 
 
In Ausübung dieses Rechts haben Sie ferner das Recht, zu erwirken, dass die Sie betreffenden 
personenbezogenen Daten direkt von einem Verantwortlichen einem anderen Verantwortlichen 
übermittelt werden, soweit dies technisch machbar ist. Freiheiten und Rechte anderer Personen 
dürfen hierdurch nicht beeinträchtigt werden. 
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Das Recht auf Datenübertragbarkeit gilt nicht für eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die für 
die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung 
öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde. 
 
 

3.7 Widerspruchsrecht 
 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen 
die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1 e 
oder f DSGVO erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf diese Bestimmungen 
gestütztes Profiling.  
 
Der Verantwortliche verarbeitet die Sie betreffenden personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei 
denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen, 
Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen. 
 
Sie haben die Möglichkeit, im Zusammenhang mit der Nutzung von Diensten der 
Informationsgesellschaft – ungeachtet der Richtlinie 2002/58/EG – Ihr Widerspruchsrecht mittels 
automatisierter Verfahren auszuüben, bei denen technische Spezifikationen verwendet werden. 
 
 

3.8 Recht auf Widerruf der datenschutzrechtlichen E inwilligungserklärung 
 
Sie haben das Recht, Ihre datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung jederzeit zu widerrufen. Durch 
den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf 
erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 
 
 

3.9 Automatisierte Entscheidung im Einzelfall einsc hließlich Profiling 
 
Es findet grundsätzlich keine automatisierte Entscheidungsfindung im Sinne des Art. 22 DSGVO statt. 
 
 

3.10 Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörd e 
 
Unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs steht 
Ihnen das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, insbesondere in dem Mitgliedstaat ihres 
Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des Orts des mutmaßlichen Verstoßes, zu, wenn Sie der 
Ansicht sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt.  
 
Die Aufsichtsbehörde, bei der die Beschwerde eingereicht wurde, unterrichtet den Beschwerdeführer 
über den Stand und die Ergebnisse der Beschwerde einschließlich der Möglichkeit eines gerichtlichen 
Rechtsbehelfs nach Art. 78 DSGVO. 
 
 
 
 
 


